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Psychisch Kranke in  
Ost- und Westdeutschland
Indikatoren der Institutionalisierung 
seit der politischen Wende

Seit den 1950er Jahren vollzogen sich 
in den meisten westlichen Ländern 
Psychiatriereformen, die mit dem Ab-
bau allgemeinpsychiatrischer Bet-
tenkapazitäten und dem Aufbau ge-
meindenaher Gesundheitsdienste so-
wie betreuten Wohnformen einher-
gingen [27]. Hintergrund war eine 
wachsende Überzeugung, dass die 
Anstaltspsychiatrie der sozialen In-
klusion aller Individuen in die Gesell-
schaft entgegensteht [18]. Bis heu-
te ist nicht klar, wie weit stationäre 
Dienste abgebaut werden können, 
unter der Bedingung, dass gemeinde-
nahe und ambulante Dienste ausge-
baut und in ihrer Qualität verbessert 
werden [13]. So wurde der Begriff der 
„Drehtür-Patienten“ für Menschen 
mit chronischen psychischen Störun-
gen geprägt, die trotz der intensivier-
ten ambulanten Angebote wieder-
holt in stationäre Behandlung kom-
men [22].

Ein Drehtür-Phänomen wurde auch für 
Gefängnisse beschrieben, insbesonde-
re bei Inhaftierten mit psychischen Stö-
rungen [2]. Für die USA wurde geschätzt, 
dass im Jahr 2002 zweieinhalb Mal so viele 
schwer psychisch Kranke im Strafvollzug 
waren wie in allen psychiatrischen Klini-
ken des Landes zusammen [12]. Die Prä-
valenz schwerer psychischer Störungen in 
Gefängnissen wurde auf 15% der Insassen 

geschätzt [16]. Eine anhaltend hohe Präva-
lenz psychischer Störungen unter Strafge-
fangenen wurde weltweit beobachtet [10]. 
Abgesehen von Hinweisen für eine Zu-
nahme schwerer Depressionen bei US-
Strafgefangenen ist die Datenlage jedoch 
noch nicht ausreichend, um Trends zu be-
urteilen.

Zusammenhänge zwischen kontinu-
ierlich abnehmenden psychiatrischen 
Bettenkapazitäten und ansteigenden Ge-
fangenenraten wurden erst kürzlich für 
mehrere westeuropäische Länder disku-
tiert [19, 20]. Ein steigender Trend wur-
de für die Kapazitäten im Maßregelvoll-
zug in mehreren Ländern beobachtet [20]. 
Es gibt Hinweise darauf, dass der Abbau 
stationärer allgemeinpsychiatrischer Be-
handlungsangebote und die Senkung der 
durchschnittlichen Verweildauer in den 
Kliniken zu diesem Anstieg beitragen, da 
psychisch Kranke mit abweichendem Ver-
halten dadurch schneller in das forensi-
sche System oder in das Strafvollzugssys-
tem geraten könnten [25].

Die wachsenden Kapazitäten im be-
treuten Wohnen [20, 21], die nicht zur 
medizinischen Versorgung gehören, son-
dern von der Sozialhilfe finanziert wer-
den, können auch als Zeichen einer Trans-
institutionalisierung gewertet werden.

Im Zusammenhang mit Institutio-
nalisierungsphänomenen wurden auch 
Unterbringungsraten im allgemeinpsych-
iatrischen Versorgungssystem diskutiert 

[19, 20]. Bei den Zwangsunterbringungen 
handelt es sich zwar nicht im Kern um 
eine Institution, aber um einen Vorgang, 
der zumindest eine vorübergehende Insti-
tutionalisierung nach sich zieht.

Die Befunde haben eine Debatte an-
gestoßen, ob in Westeuropa ein Trend in 
Richtung Trans- bzw. Reinstitutionalisie-
rung stattfindet [19]. Es mehren sich die 
Hinweise, dass in Deutschland wie in an-
deren westeuropäischen Staaten die Ent-
hospitalisierung aus allgemeinpsychiat-
rischen Kliniken einen komplexen Pro-
zess der Transinstitutionalisierung nach 
sich gezogen hat, unter anderem auch in 
Vollzugseinrichtungen. Ob zwischen den 
gegenläufigen Belegungstrends in allge-
meiner und forensischer Psychiatrie je-
doch wirklich ein kausaler Zusammen-
hang besteht, ist weiter umstritten, weil es 
für beide Trends auch eine Reihe mögli-
cher, von einander unabhängiger Erklä-
rungsmuster gibt [30]. Der Anstieg im 
Maßregelvollzug könnte mit einem er-
höhten Sicherheitsbedürfnis in der Ge-
sellschaft mit steigender Bereitschaft der 
Richter zur Anordnung einer Maßregel 
zu tun haben. Der Bettenabbau in der 
Allgemeinpsychiatrie könnte auch mit 
den schlechten Ergebnissen bei statio-
nären Langzeitbehandlungen oder mit 
einem allgemeinen Trend in der Medizin, 
stationäre Angebote zu reduzieren sowie 
Liegezeiten zu verkürzen, in Zusammen-
hang stehen.
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In der DDR waren stationäres Lang-
zeitwohnen und die forensisch psychiat-
rische Behandlung zu großen Teilen in die 
Allgemeinpsychiatrie integriert [14]. Zwei 
Drittel aller psychiatrischen Betten in der 
DDR waren 1985 mit Patienten belegt, die 
eine Verweildauer von über einem Jahr 
hatten [26]. Die politische Wende stell-
te durch veränderte sozialpolitische Rah-
menbedingungen eine Herausforderung 
für einen Strukturwandel in der Versor-
gung psychisch Kranker in Ostdeutsch-
land dar. Der Maßregelvollzug wurde 
nicht nur gesetzlich, sondern auch insti-
tutionell neu implementiert [15]. Es wur-
den neue rechtliche Rahmenbedingungen 
für Zwangsunterbringungen geschaffen.

Die vorliegende Arbeit stellt Indikato-
ren der Institutionalisierung vergleichend 
zwischen Ost- und Westdeutschland in 
historischen Zeitreihen seit der politi-
schen Wende dar, um der Frage nachzu-
gehen, zu welchem Grad sich die Systeme 
seit der politischen Wende angeglichen 
haben und welchen aktuellen Trends sie 
unterliegen.

Studiendesign und 
Untersuchungsmethoden

Da Ost- und Westberlin seit der Vereini-
gung zu einer Stadt zusammengewach-
sen sind und Patienten die medizinische 
Versorgung über die ehemaligen Gren-
zen hinweg nutzen, wurde es als Bundes-
land für die Berechnungen ausgeschlos-
sen. Ostdeutschland wurde als die neuen 
Bundesländer ohne Berlin, Westdeutsch-
land als die alten Bundesländer ohne Ber-

lin definiert. Folgende Indikatoren der In-
stitutionalisierung wurden für die beiden 
Regionen erhoben:

Psychiatrische und 
psychosomatische 
Krankenhausbetten

Für die Ermittlung der psychiatrischen 
und psychosomatischen Bettenkapazitä-
ten wurden die Bettenzahlen in der Psy-
chiatrie und der Psychosomatik erhoben 
und zusammengefasst. Grundlage dafür 
waren die jährlichen Krankenhausstatis-
tiken des Bundesamtes für Statistik. Er-
wachsenen- sowie Kinder- und Jugend-
psychiatrie wurden zusammengefasst, Ta-
geskliniken aufgrund ihrer Nähe zum am-
bulanten Sektor ausgeschlossen. In einem 
weiteren Schritt wurden die Bettenzahlen 
in den psychiatrischen und psychosoma-
tischen Rehabilitationseinrichtungen er-
hoben. Die Bettenzahlen in der ehemali-
gen DDR wurden dem Bericht zur Lage 
der Psychiatrie in der ehemaligen DDR 
entnommen, den die Aktion Psychisch 
Kranke e. V. im Auftrag der Bundesregie-
rung 1991 erarbeitet hat. Psychiatrische 
und psychosomatische Bettenkapazitä-
ten werden hier zusammen dargestellt, da 
sie ein überlappendes Spektrum von akut 
und chronisch psychisch Kranken versor-
gen und ein Bettenabbau vor allem psy-
chotherapeutischer Kapazitäten in der 
Psychiatrie durch den Aufbau von Kapa-
zitäten in der Psychosomatik kompensiert 
werden könnte. Die gemeinsame Darstel-
lung zeigt somit einen „echten“ Bettenab-

bau in der Psychiatrie ohne Verlagerung 
von Ressourcen in die Psychosomatik.

Belegung in Gefängnissen

Basis für die Zahlen der zu einem Stich-
tag inhaftierten Menschen in Deutsch-
land waren die Berichte zum Strafvoll-
zug des Statistischen Bundesamtes [5, 8]. 
Es wurde der spätest mögliche Stichtag im 
Jahr herangezogen, der bis 2002 der 31. 
Dezember und ab 2003 der 30. Novem-
ber war. Zu den Insassen zählen Verurteil-
te, Untersuchungshäftlinge und aus sons-
tigen Gründen untergebrachte Häftlin-
ge (z. B. Abschiebehaft). Eine einheitliche 
Aufschlüsselung der Daten nach Bundes-
ländern war erst ab dem Jahr 1993 verfüg-
bar. Die Zahl der Inhaftierten in der ehe-
maligen DDR im Jahre 1989 wurde einer 
Veröffentlichung zum Strafvollzug in der 
DDR entnommen [9].

Belegung im Maßregelvollzug

Um die Belegung zu einem Stichtag im 
Maßregelvollzug zu ermitteln, wurden für 
Westdeutschland die jährlichen Berichte 
zur Strafverfolgung bzw. zum Strafvoll-
zug des Statistischen Bundesamtes her-
angezogen [6, 7] und die Anzahl der Per-
sonen erhoben, die in einem psychiatri-
schen Krankenhaus nach § 63 Strafgesetz-
buch (StGB) oder in einer Entziehungs-
anstalt nach § 64 untergebracht waren. 
Für Ostdeutschland konnte diese Quel-
le nicht genutzt werden, da diesbezüglich 
bis heute keine Meldepflicht an das Statis-
tische Bundesamt besteht. Die Zahlen für 
die Belegungen in den neuen Bundeslän-
dern waren ab 1993 verfügbar und wur-
den von den jeweiligen Länderministe-
rien für Soziales bzw. Gesundheit ange-
fordert. Die Daten unterscheiden sich je-
doch in der Art der Erhebung. So liefer-
ten manche Ministerien Durchschnitts-
belegungen und andere Bettenkapazitä-
ten, und auch bei den Stichtagserhebun-
gen gab es Unterschiede im Erhebungs-
datum. Für die Jahre 1995 und 1997 konn-
ten für Brandenburg keine Daten ermit-
telt werden.
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Betreutes Wohnen

Dieser Bereich umfasst stationär betreu-
te Wohnformen für Menschen mit einer 
chronischen psychischen Störung oder 
seelischen Behinderung. Dafür wur-
de die Anzahl der Leistungsberechtigten 
mit einer seelischen Behinderung erho-
ben, die die örtlichen Sozialhilfeträger im 
Rahmen der Eingliederungshilfe in einem 
Jahr registriert haben und die in solchen 
Wohnformen untergekommen sind. Die 
Daten hierfür wurden von der Con_sens 
Hamburg zur Verfügung gestellt, einem 
privaten Dienstleister, der im Auftrag 
der Bundesarbeitsgemeinschaft der über-
örtlichen Sozialhilfeträger (BAGüS) seit 
10 Jahren die Kennzahlen der einzelnen 
Bezirke zusammenführt [1]. Einheitlich 
erhobene Daten standen erst ab dem Jahr 
2000 zur Verfügung. Frühere Datensät-
ze waren nicht zu ermitteln, da es keine 
Berichtspflichten der Bezirke gegenüber 
einer übergeordneten Instanz gab. Die 
Daten der letzten 10 Jahre sind lücken-
haft. Manche Bundesländer wiesen keine 
Differenzierungen nach Behinderungsar-
ten aus, an anderer Stelle sorgten Verän-
derungen in der behördlichen Zuordnung 
oder EDV-Umstellungen dafür, dass keine 
Zahlen vorlagen.

Es wurde eine Auswahl an Bundeslän-
dern in die Auswertung einbezogen, die 
konstant über die Jahre hinweg Daten 
für die Fallzahlen im stationär betreuten 
Wohnen lieferten. Für Westdeutschland 
waren das Baden-Württemberg, Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Bremen, 
Hamburg, Saarland und Hessen; für Ost-
deutschland Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen.

Unterbringungen

Daten zu Unterbringungen stammen vom 
Bundesamt für Justiz. Detaillierte, nach 
Bundesländern aufgeschlüsselte Angaben, 
die einheitlich erst seit Ende der 90er Jah-
re verfügbar sind und vom Bundesamt für 
Justiz nicht veröffentlicht werden, wurden 
von Horst Deinert (2011) zur Verfügung 
gestellt [4].

Für die vorliegende Untersuchung 
wurde die Anzahl der Unterbringungs-
verfahren nach drei unterschiedlichen 
Verfahrensarten ausgewertet:

F		die zivilrechtliche Unterbringung 
durch einen Betreuer (nach § 1906, 
Abs. 1 Bürgerliches Gesetzbuch 
[BGB]),

F		die öffentlich-rechtlichen Unterbrin-
gungen nach dem Landesunterbrin-
gungsgesetz, veranlasst durch den 
sozial-psychiatrischen Dienst der 
Gesundheitsämter und vollzogen 

durch örtliche Ordnungsbehörden 
(nach dem Psychisch-Krankengesetz 
[Psych-KG]) sowie

F		die vorläufigen Maßnahmen durch 
Vormundschafts- oder Betreuungsge-
richte, insbesondere als Eilmaßnah-
me vor der Bestellung eines Betreuers 
(nach § 1846 BGB).

Zusammenfassung · Summary
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Zusammenfassung
Hintergrund.  Die Arbeit beschreibt die Ent-
wicklung von Indikatoren der Institutionali-
sierung psychisch Kranker vergleichend zwi-
schen den alten und neuen Bundesländern 
seit der politischen Wende.
Material und Methoden.  Psychiatrische Bet-
tenzahlen, Gefangenenraten, die Belegung 
im Maßregelvollzug, in der stationären Re-
habilitation, im stationär betreuten Woh-
nen und die Raten von Zwangsunterbringun-
gen werden in historischen Zeitreihen darge-
stellt. Veränderungen wurden in Prozent be-
rechnet.
Ergebnisse.  In Ostdeutschland kam es nach 
1989 zu einem Abbau der allgemeinpsychia-
trischen Betten um 61% sowie der Gefange-
nenrate um 77% von einem zunächst höhe-
ren auf ein deutlich niedrigeres Niveau als in 
Westdeutschland, bevor es zu einer Anglei-

chung der Kapazitäten kam. In beiden Teilen 
Deutschlands wurden Kapazitäten im Maßre-
gelvollzug, im betreuten Wohnen und in Re-
habilitationseinrichtungen aufgebaut. Die 
Unterbringungsraten in Allgemeinpsychiat-
rien lagen bei beidseits steigender Tendenz in 
alten Bundesländern um den Faktor 3,3 hö-
her als in den neuen Bundesländern.
Schlussfolgerung.  Eine Angleichung bezüg-
lich der Art und Häufigkeit von Institutionali-
sierung vollzog sich zwischen Ost- und West-
deutschland innerhalb weniger Jahre. Deutli-
che Unterschiede bestehen weiter in der Rate 
von Zwangsunterbringungen.

Schlüsselwörter
Psychiatrische Betten · Gefangenenraten ·  
Betreutes Wohnen · Maßregelvollzug ·  
Unterbringung

People with mental disorders in East and West Germany. 
Indicators of institutionalized care since reunification

Summary
Objectives.  The aim of this study is to com-
pare the historic development of indicators 
of institutionalized care for the mentally ill 
in East and West Germany since the political 
change of 1989.
Methods.  Data on numbers of psychiatric 
beds, prison populations, the occupancy in 
forensic psychiatric institutions, in rehabilita-
tion services, in supported housing units and 
involuntary admission rates are presented in 
historic time lines. Changes were calculated 
as a percentage.
Results.  After 1989 general psychiatric bed 
numbers decreased by 61% and the pris-
on population by 77% in East Germany both 
from initially higher to then lower rates than 
in West Germany. Since 1993 there has been 
an approximation of the numbers in East 
and West Germany. In both parts of Germa-

ny the forensic psychiatric bed numbers, sup-
ported housing and rehabilitation capacities 
have increased. Involuntary admission rates 
into general psychiatry are on the increase 
in both parts of Germany. They continue to 
be 3.3 times higher in West Germany than in 
East Germany.
Conclusion.  The harmonization of capacities 
in mental health care institutions between 
both parts of Germany was realized within a 
few years after reunification. Continuous dif-
ferences remain regarding the involuntary 
admission rates.

Keywords
Psychiatric beds · Prison population rates · 
Supported housing · Forensic psychiatry ·  
Involuntary admission
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Die „unterbringungsähnlichen Maßnah-
men“, z. B. Bettgitter, Fesselung (nach 
§ 1906 Abs. 4 BGB), wurden für die vor-
liegende Untersuchung nicht einbezogen, 
da sie überwiegend in somatischen Abtei-
lungen oder in Pflegeheimen stattfinden. 
Im Jahr 2004 lagen keine Daten für Unter-
bringungen nach § 1906 für Hamburg und 
nach § 1846 sowie Psych-KG für Schles-
wig Holstein vor.

Berechnungen

Die Fallzahlen der Indikatoren wurden 
pro 100.000 Einwohner einer Bezugs-
population berechnet und historische 
Zeitreihen in 2-Jahres-Intervallen gebil-
det. Quelle für die Einwohnerzahlen der 
Bundesländer war die Einwohnerstatistik 
des Statistischen Bundesamtes.

Ergebnisse

Psychiatrische und 
psychosomatische 
Krankenhausbetten

In Ostdeutschland fiel die Zahl der psy-
chiatrischen und psychosomatischen Bet-
ten von 156 pro 100.000 Einwohner im 
Jahr 1989 auf 61/100.000 im Jahr 1995, was 
einem Abfall um 61% entspricht. Danach 
stieg sie langsam wieder an und erreichte 
im Jahr 2009 einen Stand von 81/100.000. 
In Westdeutschland fiel die Bettenrate 

von 127/100.000 im Jahr 1989 auf einen 
Tiefststand von 76/100.000 im Jahr 2003, 
was einem Abfall um 40% entspricht. 
Bis 2009 stieg sie dann wieder leicht auf 
80/100.000. Die psychiatrischen und psy-
chosomatischen Bettenkapazitäten lagen 
1989 in Ostdeutschland um 29/100.000 
über denen in Westdeutschland, 1995 la-
gen sie um 29/100.000 darunter, und bis 
zum Jahr 2009 glichen sich Bettenraten 
bis auf einen Unterschied von 1/100.000 
an (.	Abb. 1).

Kapazitäten in der stationären psych-
iatrischen und psychosomatischen Re-
habilitation stiegen in Ostdeutschland 
von 0 im Jahr 1989 auf 41/100.000 im 
Jahr 2009. Im gleichen Zeitraum wuch-
sen die Kapazitäten in Westdeutschland 
von 24/100.000 auf 36/100.000. Seit dem 
Jahr 2001 sind die Kapazitäten in Ost-
deutschland höher als in Westdeutsch-
land. Im Jahr 2009 betrug dieser Unter-
schied 5/100.000 Einwohner (.	Abb. 2).

Gefangenenraten

Die Gefangenenrate fiel in Ostdeutsch-
land von 190/100.000 Einwohner im Jahr 
1989 auf 44/100.000 im Jahr 1993, was 
einem Abfall um 77% entspricht. Danach 
stieg sie bis 2009 auf einen Stand von 
80. In Westdeutschland stieg die Gefan-
genenrate von 70 im Jahr 1989 auf einen 
Höchststand von 93/100.000 Einwoh-
ner im Jahr 2003. Seither ist sie wieder 

auf 85/100.000 im Jahr 2009 abgesunken. 
In Ostdeutschland lag sie im Jahr 1989 
noch um 120/100.000 über der in West-
deutschland. Nur 4 Jahre nach der poli-
tischen Wende lag sie im Jahr 1993 um 
34/100.000 unter der in Westdeutschland. 
Bis 2009 glich sie sich bis auf einen Unter-
schied von 5/100.000 an (.	Abb. 3).

Belegung im Maßregelvollzug

In Ostdeutschland stieg die Belegung im 
Maßregelvollzug von 0 im Jahr 1989 auf 
13/100.000 Einwohner im Jahr 2009. Im 
gleichen Zeitraums stieg die Belegung 
in Westdeutschland von 5/100.000 auf 
13/100.000. Eine Angleichung der Be-
legung in den beiden Teilen Deutsch-
lands ist seit 1997 zu sehen bei steigen-
der Tendenz (.	Abb. 4). In beiden Tei-
len Deutschlands zeigte sich von 1997 bis 
2009 mehr als eine Verdoppelung der Be-
legung.

Betreutes Wohnen

Für die Anzahl der leistungsberechtigten 
Menschen mit einer seelischen Behinde-
rung im betreuten Wohnen stehen hin-
reichend zuverlässige und einheitlich er-
hobene Daten erst ab dem Jahr 2001 zur 
Verfügung. Die Raten der Leistungsbe-
rechtigten im stationär betreuten Woh-
nen stiegen bis 2009 von 49/100.000 auf 
63/100.000 Einwohner in Ostdeutsch-
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land und von 56/100.000 auf 65/100.000 
in Westdeutschland. 2001 lag die Rate 
in Westdeutschland noch um 7/100.000 
über der von Ostdeutschland. Dieser 
Unterschied verringerte sich bis 2009 auf 
2/100.000.

Unterbringungen

Für die Unterbringungsverfahren lagen 
einheitliche, nach Verfahrensart und Ab-
sätzen differenzierte Daten erst ab 1999 
vor. Zählt man die Verfahren nach § 1906 
Abs. 1 BGB, nach Psych-KG und nach 
§ 1846 BGB zusammen, so zeigte sich 
zwischen 1999 und 2009 eine Steigerung 
der Verfahrensrate von 39/100.000 auf 
61/100.000 Einwohner in Ostdeutschland 
und von 152/100.000 auf 201/100.000 Ein-
wohner in Westdeutschland. Damit lag 
1999 die Anzahl der Verfahren in West-
deutschland um den Faktor 3,6 höher als 
in Ostdeutschland, im Jahr 2009 um den 
Faktor 3,3. Bezüglich der Rate der Unter-
bringungen hat bei einheitlich steigender 
Tendenz keine Angleichung stattgefunden 
(.	Abb. 5).

Diskussion

Stärken und Grenzen

Die vorgelegte Arbeit zeigt einen syste-
matischen Vergleich von Indikatoren der 

Institutionalisierung zwischen Ost- und 
Westdeutschland und die quantitative 
Entwicklung dieser Indikatoren in histo-
rischen Zeitreihen nach der politischen 
Wende.

Einschränkungen ergeben sich aus 
der Datenlage, die zum Teil lückenhaft 
ist und zum Teil uneinheitlich erhoben 
wurde. Nach Bundesländern differen-
zierte Daten für Gefangenenraten waren 
erst seit 1993, für die Unterbringungsver-
fahren seit 1999 und für stationäre Wohn-
heime erst seit 2001 verfügbar. Die quan-
titative Entwicklung der Daten lässt kei-
ne Rückschlüsse auf die Qualität der Ver-
sorgung in den Institutionen zu. Der An-
teil der psychisch Kranken im Justizvoll-
zug kann sich über die Zeit geändert ha-
ben. Die Datenlage hierzu ist in Deutsch-
land dürftig. Auch kann eine quantitati-
ve Beleuchtung der Kapazitäten in den 
einzelnen Institutionen ihre komplexen 
Wechselbeziehungen nicht ausreichend 
erklären, stellt aber einen ersten Ansatz 
für weitere Untersuchungen und Diskus-
sionen dar.

Interpretationen und 
Vergleich mit der Literatur

Während die psychiatrische Versorgung 
in der DDR einschließlich der Unter-
bringung psychisch kranker Straftäter 
auf einer einheitlichen Gesamtpsychia-

trie basierte, die eine Behandlung chro-
nisch Kranker und forensischer Patien-
ten einschloss [14, 26], kam es nach der 
Wende zu der in westlichen Ländern typi-
schen Aufgliederung in die unterschiedli-
chen Institutionen [20]. Es bildeten sich in 
Folge der massiven Verringerung der psy-
chiatrischen Bettenkapazitäten neue For-
men stationär-institutioneller Behand-
lung und Betreuung: Stationäre Wohn-
heime, Maßregelvollzug, psychosomati-
sche Behandlungsangebote und Rehabi-
litationen. Sie wurden größtenteils völlig 
neu implementiert und erreichten nach 
nur wenigen Jahren die gleichen Kapazi-
täten wie in Westdeutschland.

In Westdeutschland vollzog sich wei-
terhin ein kontinuierlicher Prozess des 
Bettenabbaus in psychiatrischen Kliniken 
bis zum Jahr 2003. Steigende Raten im sta-
tionär betreuten Wohnen, in Gefängnis-
sen (ebenfalls bis zum Jahr 2003) und im 
Maßregelvollzug legen jedoch nahe, dass 
es zu einer Transinstitutionalisierung in 
betreute Wohnformen und in die Voll-
zugseinrichtungen kam. Insbesondere be-
wegen sich die Raten der psychiatrischen 
Betten und die Gefangenenraten über den 
gesamten Beobachtungszeitraum gegen-
läufig. Die psychiatrische Bettenreduktion 
ging mit einem Anstieg der Gefangenen-
rate einher. Seit wieder psychiatrische Bet-
tenkapazitäten aufgebaut wurden, sank 
die Gefangenenrate. Die bis 2003 gestie-
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Abb. 4 8 Belegung im Maßregelvollzug in Ost- und Westdeutschland seit 
1989
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Abb. 5 8 Unterbringungsverfahren in Ost- und Westdeutschland seit 1989
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genen Gefangenenraten in Westdeutsch-
land bei hoher Prävalenz psychischer Stö-
rungen unter den Inhaftierten [10] legen 
nahe, dass proportional zur Gefangenen-
rate insgesamt mehr Menschen mit einer 
psychischen Störung in den Haftanstal-
ten institutionalisiert wurden. Der starke 
Abfall der Gefangenenrate in Ostdeutsch-
land zum Zeitpunkt der politischen Wen-
de lässt sich zum einen dadurch erklä-
ren, dass es eine Reihe von Amnestien für 
kurze und mittlere Haftstrafen sowie für 
politische Häftlinge in den Jahren 1989 
und 1990 gab [9]. Des Weiteren sprachen 
die rechtsprechenden Organe in dieser 
Zeit wegen der unklaren rechtlichen Rah-
menbedingungen verhältnismäßig weni-
ge Neuverurteilungen aus [9]. Dies erklärt 
den dramatischen Abfall der Gefangenen-
raten von 190 auf 44 pro 100.000 Einwoh-
ner in wenigen Jahren von dem Doppel-
ten auf fast die Hälfte der Rate in West-
deutschland. In den Folgejahren fand eine 
Angleichung der Gefangenenraten statt. 
Der leichte Rückgang von Gefangenen-
raten in beiden Teilen Deutschlands seit 
2003 könnte mit einer Transinstitutiona-
lisierung chronisch Suchtkranker in be-
treute Wohnformen in Zusammenhang 
stehen.

Eine kontinuierlich steigende Bele-
gung im Maßregelvollzug bis hin zur Aus-
lagerung in andere Institutionen zeigt die 
wachsende Bedeutung dieser Einrichtung 
für die Institutionalisierung psychisch 
Kranker [24].

Auch dem stationär betreuten Woh-
nen für chronisch psychisch Kranke oder 
Behinderte kommt eine wachsende Be-
deutung zu. Bei einer Verweildauer von 
durchschnittlich 10 Jahren bleibt die Fra-
ge, zu welchem Grad hier Selbstbestim-
mung und soziale Inklusion stattfinden 
[21]. Bei zunehmender Diversifizierung 
von Trägern, Betreuungsintensitäten, 
Anbietern und Marktteilnehmern ist ein 
Überblick kaum noch herzustellen. Zu-
mindest ist seit einigen Jahren eine annä-
hernd lückenlose quantitative Erhebung 
der Fallzahlen zustande gekommen.

Die Daten deuten darauf hin, dass die 
Verringerung der konventionellen psych-
iatrischen Krankenhausbetten mit einer 
insgesamt eher zunehmenden Institu-
tionalisierung der Versorgung psychisch 

Kranker einhergeht. Dafür gibt es mehre-
re Erklärungsmöglichkeiten:
F		Die Zunahme der Häufigkeit von Er-

krankungen aufgrund demographi-
scher Veränderungen [17].

F		Die soziale Unterstützung außerhalb 
von Institutionen ist bei einer Abnah-
me traditioneller Familienverbände 
und steigenden Armutsraten rückläu-
fig, sodass Institutionen diese Unter-
stützung übernehmen.

F		Eine rückläufige gesellschaftliche Ri-
sikobereitschaft, abweichendes Ver-
halten zu tragen und möglicherwei-
se gefährliches Verhalten psychisch 
Kranker in Kauf zu nehmen, könn-
te zu einer Zunahme von Personen in 
Vollzugseinrichtungen geführt haben.

F		Die Trägerorganisationen von be-
treuten Wohneinrichtungen können 
durch Steigerung der Kapazitäten und 
Fallzahlen Einkommenssteigerungen 
erzielen.

F		Kosten für die Versorgung psychisch 
Kranker können aus dem Gesund-
heitsbereich in den Sozial- und Justiz-
bereich verschoben werden.

F		Das stationär psychiatrische und psy-
chotherapeutische System öffnet sich, 
die Verlagerung der Ressourcen in 
die Psychosomatik und Rehabilitation 
fürchtend [3, 11], zunehmend den 
tendenziell leichter Kranken mit ho-
hem Funktionsniveau.

Die deutlich gestiegenen Unterbringungs-
raten lassen sich für Gesamtdeutschland 
zum Teil durch kürzere und häufigere 
Klinikaufenthalte chronisch Kranker er-
klären. Zwar sind die Unterbringungsra-
ten in den letzten 10 Jahren stark gestie-
gen, doch hat sich ihr Anteil an den Ge-
samtaufnahmen in Krankenhäusern nicht 
verändert [23]. Die Tatsache, dass auch die 
Zahl der unter rechtlicher Betreuung ste-
henden Personen kontinuierlich steigt 
[28], könnte jedoch dafür sprechen, dass 
Zwangsmaßnahmen nicht nur häufiger 
eingesetzt werden, sondern auch einen 
wachsenden Personenkreis betreffen. Der 
deutliche Unterschied zwischen Ost- und 
Westdeutschland hinsichtlich der An-
wendung von Unterbringungsverfahren 
lässt sich dadurch nicht erklären. Ob die-
ser Unterschied mit sozioökonomischen 
Faktoren wie Einkommensunterschie-

den zu tun hat, ist sehr fraglich [29]. Eher 
lässt sich dieser Unterschied historisch be-
gründen: Niedrige Unterbringungsraten 
könnten Ausdruck einer traditionell hö-
heren Autorität der unterbringenden Ins-
tanz sein, die sich bei gleichzeitig größerer 
Hörigkeit seitens der Betroffenen gegen-
über dieser Instanz seltener der Notwen-
digkeit gegenüber sieht, diese Form der 
Rechtssicherheit für ihre Patienten her-
zustellen. Die Daten sprechen dafür, dass 
unterschiedliche Grade von Verrechtli-
chung von Zwang und von informellem 
oder verdecktem Zwang, der von Überre-
dung, zu Ausübung von Druck bis zu An-
drohung reichen kann, in der klinischen 
Praxis vorherrschen. Qualitative Studien 
müssen hierzu weiteren Aufschluss geben.

Implikationen

Es besteht ein Bedarf für verbesserte, ein-
heitliche nationale sowie regionale Daten-
sammlungen bezüglich aller Formen der 
Institutionalisierung psychisch Kranker, 
insbesondere im Bereich des betreuten 
Wohnens und der Unterbringungsraten. 
Es bedarf weiterer Untersuchungen, wie 
hoch der Anteil psychisch kranker Men-
schen in deutschen Haftanstalten tatsäch-
lich ist und ob er sich über die Zeit verän-
dert. Welche Rolle die betreuten Wohn-
formen in ihren unterschiedlichen Arten 
und Qualitäten für die Institutionalisie-
rung chronisch psychisch Kranker spie-
len, muss weiter untersucht werden. Die-
ser Bereich befindet sich in einem ste-
ten Wachstums- und weiteren Differen-
zierungsprozess, der eine Evaluation ver-
kompliziert. Weiterer Forschungsbedarf 
besteht bezüglich der Erklärungen für 
den unterschiedlich häufigen Einsatz von 
Zwangsunterbringungen zwischen Ost- 
und Westdeutschland bei fast gleicher Ge-
setzeslage.

Bei der Planung von Versorgung muss 
zunehmend interdisziplinär gedacht wer-
den und eine Vernetzung der beteiligten 
Institutionen stattfinden. Eine Transins-
titutionalisierung psychisch Kranker aus 
psychiatrischen Kliniken oder betreuten 
Wohneinrichtungen in den Justizvollzug, 
die nach unseren Daten bis 2003 stattge-
funden haben könnte, sollte nicht nur aus 
ethischen, sondern auch aus praktischen 
Gründen vermieden werden. Im Gefäng-
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nis gelingt die soziale Inklusion in der Re-
gel am wenigsten. Die Ressourcen für die 
Behandlung sind am geringsten, während 
die Kosten für die Allgemeinheit durch 
aufwendige Verfahrenswege sehr hoch 
sind.

Fazit für die Praxis

F		Bezüglich der Indikatoren der Institu-
tionalisierung psychisch Kranker hat 
sich zwischen Ost- und Westdeutsch-
land eine Angleichung vollzogen.

F		Erhebliche Unterschiede zwischen 
Ost- und Westdeutschland bezüglich 
der Rate von Zwangsunterbringun-
gen bestehen weiterhin.

F		Die Daten sprechen für insgesamt ge-
ringere Institutionalisierungsraten in 
einem diversifizierten System in Ost-
deutschland im Vergleich zu vor der 
politischen Wende.

F		Die Daten sprechen gegen wesentli-
che Änderungen der Rate an institu-
tionalisierten Menschen insgesamt in 
Westdeutschland. Lediglich die Ver-
teilung auf die unterschiedlichen Ins-
titutionen hat sich verändert.

F		Einem Abbau von allgemeinpsychia-
trischen Betten steht ein Zuwachs im 
Strafvollzug bis zum Jahr 2003 gegen-
über.

F		Eine zunehmende Institutionalisie-
rung psychisch Kranker findet im 
Maßregelvollzug statt.
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